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Bur Competenz bei Streitigkeiten über Gig enthum und Be 
nübungsrecht eines in ernem öffenklichen Fluſſe errich— 
teten Wöhrs. 


Mittheilungen aus ber Prapts: 


Supplirung der nach Ark. XIV. des öftevettalienifchen Friedens tractates 
vom 3. October 1866 gaforderten Erklärung der Beibehaltung der 
öſterreichtchen Staatsbürgerſchaft durch concludente Handlungen, 


Das m der Dienſtbotenordnung fitr das flache Land enthaltene Verbot der 
Dienſtbotenvermittlung hat nicht die Bedeutung auch eines unbedingten 
Verbotes der gewerbsmäßigen Dienſtbotenzubringung. 

Das von einem Einzelnen auf Mauthbefreiung für eine beſtimmte Kategorie 
won Fuhren im Allgemeinen geſtellte Begehren ift als ein im Abmini: 
ſtrativ⸗Proceſſe zuläſſiges Begehren anzusehen. 

Perſonalien, 
Erledigungen. 


Betrachtungen über die Jorſtverwaltung. 
Von J. b. S. 
(Forkſetzung und Schluß.) 


Für die bellageuswerthe Erſcheinung, daß das Forſtgeſetz nicht 
durchgeführt worden ift, können wir einen hauptſächlichen Grund, wenn 
er auch nicht der einzige und ausſchließliche iſt, ſicher in der ſchroffen 
Prohibition einer erkannten Rechtsforderung auffinden, in dieſer une 
gefunden Beſchränkung individueller Rechte, welche auch bei den 
Wuchergeſetzen erſt nach ſo vielen Mißerfolgen zur Auflaſſung derſel⸗ 
ben führte. 

Daß aber das beſprochene Geſetz nicht zur ferengen Geltung 
kommen kaun, wiewohl wir den Grund, um deffen willen es erlaſſen 
worden iſt, allgemein onerkennen, daß die Organe, welche zu feiner 
Handhabung aufgeſtellt find. nicht die Fähigkeit beſitzen, es auszufüh⸗ 
ren, weil fie nur locale kleine Competenzen haben und ihnen der 
Ueberblick mangelt, im einzelnen Falle die Forderungen der gefammten 
Landescultur zu beurtheilen, daß die Unterſuchungen erfahrungsgemäß 
gany erfolglos find, weil weder eine entſprechende Cukturenmappirung 
vorhanden ift, noch ein Zeugenbeweis bel dem Widerwillen gegen bie 
im Geſetze zu Tage kommende Bevormundung erbracht zu werden pflegt, 
und die Thatbeſtände meiſtens unzurechenbar bleiben, dies, ſo wie die 
Beobachtung, daß ſelbſt die angedrohten Strafen megen ihrer Unhe 
deutendheit von keiner abſchreckenden Wirkung find, und Niemand ein 
Intereſfe hat, in dem einzelnen Falle die Inkervention der Behörden 
auzurufen, ſollte doch der Ueberzeugung Bahn gebrochen haben, daß 
unfer Forftgeſetz nicht nur feinem Geſſte, ſondern auch feinem Fore 
malismus nach unzureichend ſei, daß es alſo bisher weder die De⸗ 
vaſtationen der Wälder verhütet, noch das Aupflanzungsweſen, die Wald- 


verfungung, ja nicht elumal die Verbreitung der Niederwaldwirthſchaft 
befördert habe. 

Ich will Hier die anderweitigen Bemängelungen des Geſetzes bei 
Seite laſſen und wieder zu dem Standpunkte zurückkehren, den dos 
Verhültniß des öffentlichen Rechtes zu den vorhandenen und fidh forte 
zeugenden individuellen Rechten einnimmt. 

Es bleibt unbeſtreitbar, daß das höhere Recht, welches fih aus 
dem Geſaumtlutereſſe Aller im Staate ergibt, das nlederere Recht 
des Judipiduums, a ſelbſt einer ganzen Claſſe von Individuen beugen 
darf. Ein Glück ift ein folder Eingriff der einen Rechtsſphäre in 
die andere wicht; ein Fehler der Polillk, die größfte und unſtagts⸗ 
mäunifchefte Läfion, ift er aber, wo andere Mittel hingereicht hätten, 
das allgemeine Beſte zu wahren, 

Die Administration braucht den Privatrechten nicht Lakaiendlenſte 
zu thun Weil fie aber einerfeit® nichts weniger, als fi in diefe zu 
vertieſen hat, anderſeits doch dort, wo das öffentliche Recht, oder das 
allgemeiue Beſte mit ihnen eollldirt, unter poſitiv vornehmen Beur- 
thellung der beiberfeitigen Anſprüche, das Rauhe, Hyperlndſviduelle und 
Unzugehörige aus dem Privatrechte, das Vergewaltigende, Alleserdrückende 
und Willkürliche aber aus dem öffentlichen Rechte auszuſchelden bee 
rufen ift; fo muß fie, fo gebunden und latent ihr Weſen in dem 
Reſſort des Prwatrechtes auch fei, doch immer fehlerfrei von deffen 
richtigen Bedürſulſſen ausgehen, es geiſtig umfangen und beherrſchen, 

Sie hat alfo dort, wo individuelle Rechle zwar auerkannt werden 
muffer, wiewohl in der Wahrung derſelben eine Schüdigung des 
Geſammtswohles liegt, vor Allem vechtserzeugend aufzutreten, 
um, wo ein erworbener Anſpruch fih nicht wegſtoßen läßt, dieſem 
wenigſtens die Schädlichkeit zu benehmen, ohne dle Natur ſeines Titels 
zu beſchrauken. 

Dies kann aber die vollztehende Gewalt nur durch Begünſtigun⸗ 
gen, die fie erthellt, durch Jutereſſen, welche fte erweckt, und ſolche 
Rechte, die ſie neu gewährt, in Folge deren zwar die alten Rechte und 
die alten Anſprüche weder prohibirt, noch verletzt werden, aber doch 
allmählich weniger begehrlich erſcheinen. 

Das wird ſich zwar nicht leugnen laſſen, daß dort, wo die Re⸗ 
gierungen im Stande geweſen find, den Grundſatz der Eigenthums⸗ 
beſchränkung bei Waldungen rückfichtslos durchzuführen, wo fie einen 
koſtſpieligen und ſtark verzweigten Organismus zur Aufrechterhaltung 
des Geſetzes aufgeſtellt und dieſes mit conſequent ſtrengen Strafen 
umgürtet haben, die Forſtnermoltung von dieſem adminiſtrativen Stand⸗ 
punkte aus eine auferorbeutlich wirkſame war, fo vor Allem in Franf- 
reich in Preußen und Sachſen. 

Dagegen wird auch kein Polktiker leugnen können, daß ein Ger 
feg von fo ſtreuge bevormundendem Geiſte und von fo ttefeinſchnei⸗ 
deuden Beſtimmungen ohne jenen Bedingungen je kräftige Wurzeln 
faffen und wirthſchaftliche Erfolge wird erringen können. 

Es muß fih alfo in der Forſtperwaltung erft die Ueberzeugung 
Bahn brechen, daß es zweckdlenlicher fei, für die Zuſtände der Wald⸗ 
cultur und gegen die Zerſtörungswuth, wie fie der gemeine Eigen⸗ 
nutz hervorbringt, eine andere Remedur zu ſuchen, durch welche man 
ohne draſtiſcher Eingriffe in dle Privatrechtsſphare zu bedürfen, die 
Abfichten der Verwaltung leichter und unmerkbarer zu verwirklichen 
vermochte. 
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In Bezug auf dieſes hat die bairiſche Geſetzgebung einen eigene 
thümlichen Anlauf genommen, indem ſie im Artikel 1 des Forſt⸗ 
geſetzes nom 28. März 1852 jedem Waldbeſitzer die freie Benützung 
und Bewirthſchaftung feines Waldes überlaßt, nur unter der Eins 
ſchräukung der Wahrung von Rechten dritter und der forftpoligeilichen 
Beſtimmungen des Geſetzes. Sie ſcheint aljo den Privatwaldbeſitz von 
einem ſchouenderen Geſichtspunkte aus behandeln zu wollen, und bringt 
auch an allen Orten dieſen demonſtrativ zur Anſchauung, fo im obers 
wähnten Art. I, dann im §. 3 der Vorſchriften zum Vollzuge des 


Forſtgeſetzes, wo es heißt: „damit aber auch in dieſer Bezlehung 


dem Eigenthumsrechte der Privatwaldbeſitzer keine zu engen 
Grenzen gezogen werden ze. 2c.“ und im 8. 12 dieſer Vorſchrift, wo 
ſie fagt; „der Grundſatz, welcher im Art. 1 an der Spitze des Forſt⸗ 
geſetzes ſieht, geſtattet nicht, dem Privatwaldbeſitzer forſtwirthſchaftlich 
vorzuſchreiben, wie und in welchem Maße er den Wald benützen fot.” 

Allein Eruſt ſcheint es dem Geſetzgeber mit dieſen Gedanken, dle 
er fo gerne vorführt, nicht geweſen zu fein, denn er verordnet im 
Art. 41 ausdrücklich, daß die der Holzzucht zugewendeten Grundſtücke 
ſtets in Holzbeſtand erhalten werden müfſen und nicht abgeſchwendet 
werden dürfen, und macht gänzliche oder theilmeife Rodungen, wiewohl 
er im Art. 35 nur die vorherige Anzeige derſelben verlaugt, im 
Grunde doch — wle das öſterreichiſche Forſtgeſetz — von der Wew il 
ligung der Forſtämter abhängig. 

Schonender ift das bafriſche Forſtgeſetz vom Jahre 1852 in der 
Richtung, daß es Rodungen für erlaubt erklärt, wenn die auszuſtockende 
Flache zu einer beſſeren Benützung unzwelfelhaft geeignet und das 
Fortbeſtehen des Waldes nicht zum Schutze gegen Naturereigniſſe noth⸗ 
wendig ift. Daneben ift es gegen jene, welche vorſchriftswidrig Ro- 
dungen voruehmen, beſonders fivenge und verhängt im Art, 74 über 
fie Geldſtrafen von ¼ bis zur vollen Werthshöhe des unerlaubt ges 
fälten Holzes. 

Bezeichnend jhen mir dieſes Geſetz hauptfächlich deshalb zu fein, 
weil es zuerſt die Mißlichkeit eines adminiſtrativen Eingriffes in das 
Elgenthumsrecht der Pripatforſtenbefizer zum Ausdrucke bringt, und 
das Streben erfichtlich macht, nur dort, wo es unausweichlich erſcheint, 
die Eigenthumsverfuͤgung zu behindern. 

Wenn nun die Geſetzgebung entſchloſſen wäre, den bisher feſtge⸗ 
haltenen Geſichtspunkt der Eigenthumsbeſchränkung fallen zu laffen und 
ſtatt des fortwährend eingeſchlagenen Weges, der fie ihren Zielen nicht 
näher gebracht hat, den zweiten Weg bei der Behandlung dieſes Ges 
genſtandes zu verfolgen, ſo müßte und muß ſie es ausſprechen, daß 
Jedermann mit feinem Walde verfügen könne, wie er 
wolle, und fie hätte dann nach den Mittelu zu ſuchen, durch welche 
es ihr etwa gelingen könnte, zu erwirken, daß die Malbbefiger doch 
nur fo verfügen, wie fie es wünſcht. 

Was alfo aus deu künftigen Geſetzen hervorleuchten müßte, das 
ift die Nothwendigkeit der Erhaltung des freien Eigenthumes. 

Dieſen Grundton hätten wir aus allen ihren Inftitutionen, ihren 
Verorduungen und Maßnahmen zum Schutze der Forſten herauszu⸗ 
finden. 

Well es aber eines welterreichenden ſtaatsmänniſchen Geſchickes 
Bedarf, Vorſchläge, welche in dieſer Richtung gemacht werden, zur Aub- 
führung zu bringen, fo darf ich jetzt, wo ich verſuchen will, poſitive 
Aufträge zu ſtellen, nicht verſchweigen, daß die Werthlofigkeit aller 
Projecklrerei nirgends fo klar hervorlommt, als im Reſſort der Ber- 
waltung, in welcher au dem Gedanken oft wenig, an ſelner Vollziehung 
aber Alles liegt. Wofür man ein Jahrhunderk lang feine Maßregel 
fand, als das ſrockene Verbot der Verfügung über den eigenen Beſitz, 
war es gewiß weniger ſchwer nach einem Erſatzmittel zu greifen, als 
es auszuführen. 

Die Schwierigkeit, dem Gedanken eine Incarnation zu geben, 
wird alfo hier auch dann offenbar werden, wenn wir gewiſſe Ideen 
als tauglich erkannt haben, die weiſen, leider durch das Forſtgeſetz von 
Jahre 1852 nicht erreichten, Abſichten unſerer Geſetzgebung einem 
ſicheren Erſolge zuzuführen. 

Ich darf ſohin eine Andeutung jener indirect auf den Wald- 
beſitzer wirkenden Mittel wagen, ohne von Vorneherein Anſpruch darauf 
zu machen, auch die Modalitäten ihres Vollzuges vorzeichnen zu können. 

Die enge Wechſelbeztehung zwiſchen dem die Volkswirthſchaft fo 
nahe berührenden Forſtweſen uud der Grundſteuer läßt ſchon deßhalb 
eine weitgehende Ausnutzung zu, weil die Grundſteuer den einzelnen 
Coutribuenken unmittelbar trifft, und notoriſch einen großen Einfluß 
auf die wirthſchafklichen Verhaltniſſe ihres Objects übt. Eine Mağ- 
regel alfo, welche den Waldeigenthümer in fo lange begünftigen würde, 


als er feinen Waldſtaud erhält (etwa durch Herabſetzung der Grund⸗ 
ſteuer für 20jährige nicht durchplenterte Beſtände auf die Hälfte, und 
durch gänzliche Erkaſſung derſelben bei mehr als 30 jährigen Beftänden), 
wäre in fo ferne beachtenswerth, als der Ausfall im Staatshans⸗ 
halte bei der Geringfügigkeit der Steuer ein unbedeutender iſt, und 
gerade nur der Productivität zu Gute kommt, dann weil 
im Steuerträger das Intereſſe an der Erhaltung ſeines Waldes er⸗ 
weckt und die Gemeinde mittelbar zur Beachtung feines Beſtandes 
herangezogen wird, da fie in erſter Linle berufen wäre, bei der Steuer⸗ 
vorſchreibung die Beftätigung über die Verhältuiſſe jenes Stener- 
objertes zu ertheilen. 

Eine weitere Einwirkung auf den Forſteigenthümer durch die 
Grundſteuer ließe ſich in dem Falle empfehlen, als er Rodungen vor⸗ 
genommen hat. Es leitet mich hier die Erwägung, daß die Waldcullur 
oft die einzige Art der Benützung gewiſſer Arten von Grund und 
Boden iſt, und daß durch die ſehr üblichen ſogenannten Kahlhiebe die 


Steuerquelle auf einmal verzehrt wird. 


Wenn nun die Steuergeſetzgebung heute verſügen würde, daß der 
Waldbeſitzer verhalten werden ſoll, für die abgerodete Grundfläche durch 
10 Jahre die dreifache Steuer wie für Aecker der erſten Culturelaſſe 
zu leiſten, gleichgiftig ob er fie zu anderer Cultur verwenden oder 
wieder aufforſteu würde, nach welcher Zeit erft die normale Grund- 
ſteuer einzutreten hätte, fo wäre eine ſolche Belaſtung des Beſitzes 
ſchon aus dem Grunde zuläſſig, weil, wenn die Steuer much nur den 
Reinertrag des Objectes nach geriugen Percentjähen treffen fol, es 
hier der Regierung gleichgiltig fein mag, den Reinertrag des Grund: 
ſtückes von der Steuer auſzehren zu laſſen, well fie kein Inter— 
effe an dem Beſtande des neuen Steuerobfectes hat. 

Dieſe Drohung mit höherer und empfindlicher Steuer ift aber 
tein Eingriff in das Eigenthumsvecht, behindert die Verfügung mit der 
Sache nicht, und wirkt eben nur wie etwa ein neues Motiv auf die 
Erlenntniß. 

Die Steuerverwendung wäre alfo hier die Deckung des Aug- 
falles bei der oben zuerſt angedeuteten Maßregel und käme gleichfalls 
der Production zu Gute. 

Aber außerdem würde es ſich empfehlen, eine genaue Waldmap⸗ 
pirung in's Leben zu rufen, ein Mangel, der Höchft fühlbar ift, und 
durch Ueberautworkung an die Bezirksvertretungen it geſetzlichen Wege 
leicht zu beheben ware, und ebenſo mohlthätig ſchiene es mir, die 
Uebertragungsgeblühren für Erwerbung von Waldeigenthum dort auf- 
zuheben, wo es fth um Arrondirung von Forſten handelt. 

Auch iſt bisher der Heckenlegung und Bepflanzung von Gründen 
der Gemeinden und Corporatjonen noch nicht jene Aufmerkſamkeit ges 
ſchenkt worden, welche die Natur dieſes Gegenſtandes fordern würde, 
fo wenig als man daran gedacht hat, Gruſſdflächen, welche durch den 
unvorbedachten Eigennutz der Pripatwaldbeſitzer verwüſtet worden find, 
für den Staat anzukaufen und aufforſten zu laffen. 


— — 


Zur Competenz bei Streitigkeiten über Eigenthum und We- 
niltzungsrecht eines in einem öffentlichen lufe errichteten 
Wößrs.) 


Mittelſt einer bei dem Civilrichter angebrachten fo betitelten Nez 
gatorienklage verlangte die klägeriſche Partei vermöge des ihrer Pes 
hauptung zufolge ihr zuſtehenden Eigenthumerechtes an dem im Aitrach⸗ 
fluſſe bei M. befindlichen Hauptwohr und Ueberreich eine Entſcheidung 
dahin, daß dem Beklagten das Recht nicht zuſtehe, an dem beſagten 
Wöhr Aufſatzbretter anzubringen, daß derſelbe vielmehr verbunden fei, 
die daſelbſt beftudlichen Aufſatze zu beſeitigen. Diefem Klaganſpruche 
trat der Beklagte mit der Behauptung entgegen, daß ihm als Elgenthümer 
der an der Aitrach gelegenen Sägemühle ein Miteigenthumsrecht, eventuell 
ein Mitbenützungsrecht an dem gedachten Wöhr und Ueberreich zuſtehe, 
vermöge deffen er ein Recht auf das Beſtehen der feit langer Zelt 
hergebrachten und zum Betriebe ſeines Waſſerwerkes nothwendigen 
Aufſatze habe. Die Competenz des Civilrichters zur Entſcheidung dieſes 
Streites wurde für begründet erkannt. Deun, ſagen die Eutſcheidungs⸗ 
gründe des Obertribunals, die Aitrach, in welcher das Wöhr erbaut 


) Aus Kübel und Sarweg's „Württembergische Archiv“ 12. B. 2. Abth. 
von J. 1869. 
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ift, ift zwar unzweifelhaft ein floßbares öffentliches Gewaſſer, bei wel⸗ 
chem ſomit die Regelung der Waſſerbenützung zu gewerblichen Zwecken 
im Allgemeinen dem öffentlichen Rechte angehört. Durch diefe Eigen⸗ 
{haft der Aitrach als eines öffentlichen Gewäſſers wird jedoch die Zn- 
ſtandigkeit des Eibilrichterg zur Entſcheidung von Streiligkeiten zwiſchen 
Privatperſonen über die Waſſerbenützung, ſoweit die gegenſeitigen An⸗ 
ſprüche ans Gründen des Privatrechts abgeleitet werden, nicht ausge⸗ 
ſchloſſen. Im vorliegenden Falle nun nimmt die klägeriſche Parkei 
das Eigenthumsrecht an dem zur Speifung des Mühlkanols beſtehen⸗ 
den Wöhr gegenüber von dem Beklagten in Aufpruch. Der Bellagte 
hat eine Einwendung gegen die privatrechtliche Natur des erhobenen 
Anſpruchs nicht geltend gemacht, vielmehr durch die Art ſeiner Ver⸗ 
theidigung während des Proceſſes ſelbſt deutlich zu erkennen gegeben 
daß auch von feiner Seite der Streit als ein privakrechtlicher belrach⸗ 
tet werde. 


EN 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Supplirnug der nach Art. XIV des üſterr ⸗italleuiſchen Frſedenstractates 
vom g. October 1866 geforderten Erklarung der Beibehaltung der öſter⸗ 
reichlſchen Stantsbſrgerſchaft durch eoneludente Handlungen. 


Angelo P. it im Jahre 1804 zu T. in der Provinz Padua, 
des ehemaligen lomb,sbenetianifhen Königreiches geboren, wurde im 
Jahre 1825 zu Padua zum . k. 13. Infauterſe-Regimente Baron 
Wimpffen aſſentirt und diente 23 Jahre und 5 Monate im Militär. 
Im Jahre 1848 wurde er bei feinem Austritte aus dem activen 
Militärdienſte mit dem Pgtental⸗Invpaliden⸗Gehalte bethellt, den er 
noch gegenwärtig bezieht. 

Noch im Jahre 1848 kam er nach L. in Oeſterreich, wo er den 
Nachtwächterpoſten am Bahnhofe erhielt, daſelbſt verblieb er in ver⸗ 
ſchledenen Auſtelluugen bei der Südbahn bis zum Jahre 1867, wurde 
bei der im J. 1850 (in welchem Jahre er auch heiratete) in L. flatte 
gefundenen Volkszählung gar nicht, bei jener des Jahres 1857 als 
fremd conſeribirt, kam ſodann nach dem bſterreichiſchen G., woſelbſt er 
ſich noch dermalen aufhält, 

Auf Grundlage dieſes Sachverhaltes wurde mit dem Maglſtrate 
in L. und Hierauf mit der k. k. Landesreglerung daſelbſt Verhaudlun⸗ 
gen wegen Anerkennung des Heimalsrechtes des P eventuell Zuweil⸗ 
fung desjelden zur Stadtgemeinde L. gepflogen. 

Die k. k. Landesregierung in L. hielt an der Auſicht feſt, daß 
Angelo P. aus dem Titel der Geburt in T. im Königreſche Falten 
heimatberechtiget und da er die Bedingungen des Artikels XIV des 
Frledeustractales vom 3. October 1866 nicht erfüllt, noch gegenwärtig 
k. italieniſcher Staatsbürger fei, fomit von der Behandlung desſelben 
uach dem Heimatsgeſetze vom 3. December 1863 vor der Haud keine 
Rede fein könne. 

Die Statthalterei in G. dagegen war der Anſchauung, daß die 
im Artikel XIV und XV des bereits erwähnten Friedenstractates als 
Bedingung der Bewahrung der öftere, Staatsbürgerſchaft geforderte 
Erklärung im vorliegenden Falle hinreichend dadurch ſubſtituirt fei, 
daß P. auch nach dem erwähnten Fredensſchluſſe ununterbrochen den 
Patental⸗Inpalidengehalt von der öſterreichſſchen Regierung fortbezog. 

Ueber diefe divergirenden Auſichten der zwei Landesbehörden ent- 
ſchied nun das Miniſterium des Funeru unterm 30. April 1870, 
3. 6102, in folgender Weiſe: 

„Nachdem der Patental⸗Jnvolide Angelo P. aus T. in der Pro⸗ 
viny Padua, ſowohl durch fein auch nach dem Friedensſchluſſe mit 
Italien vom Jahre 1866 fortgeſetztes Verbleiben in Oeſterreich, als 
durch deu Fortbezug feines Patentalgehaltes die Abſicht öfterreichiſcher 
Staatsbürger bleiben zu wollen, unzweideutig an den Tag gelegt hat, 
kann dieſer Thatſache gegenüber der formelle Mangel einer ausdrück⸗ 
lichen Erklärung im Sinne des Art. XIV des Friedenstrackates mlt 
Italien vom 3. October 1866, R. G. B. Nr. 116, nicht als ent⸗ 
ſcheidend betrachtet werden, und ift daher der oben Genannte als 
oſterreichiſcher Staatsbürger anzuſehen und zu behandeln. Da aber 
Augelo P. ſeit ſeiner Entlaſſung aus dem Militär im Jahre 1848 
ein Heimatsrecht in einer öſterreichiſchen Gemeinde erweislicher Maßen 
nicht erworben hat, wird derſelbe mit Rückſicht auf feinen längſten 


ununterbrochenen Aufenthalt im Sinne des 8.19, 3 2, des Heimats⸗ 
geſetzes vom 3. December 1863, R. G. B. Nr. 105, als heimatlos 
der Stadtgemeinde L. zugewieſen.“ W. 


Das in der Dienſtbotenorbnung für das flache Card enthaltene Verbot 
der Dieuſtboteuverinſktlung hat nicht die Bedeutung auch eines unbe⸗ 
dingten Verbotes der gewerbsmäßigen Dienſtbotenzubriugung. 


A. S. zu G. in Oberöſterreich ift um die Bewilligung zur Er⸗ 
richtung eines Dienſt. und Dlenſtbotenvermittlung⸗Burraus daſelbſt 
eingeſchritten. Die Bezirkshauptmannſchaft G. wies dleſes Einſchreiten 
aus dem Grunde zurück, weil §. 40 der proviforiſchen Dieuſtboten⸗ 
ordnung für Oberbſterreich im Jahre 1856“) das geſchäſtsmaßige Ge- 
ſindezubringen mit einer Strafe belegt; der Ertheilung der erbetenen 
Conceſſion ſonach diefe geſetzliche Beſtimmung im Wege ſteht. Die 
Statthalterei in Linz hat über Recurs des A. S. diefe Entſcheidung 
der Bezirkshauptmannſchuft, gleichfalls unter Berufung auf den eben 
eitirten Paragraph der Dienſtbotenordnung beſtätigt. 

Das Miniſterium des Innern, an welches A. S. nunmehr re⸗ 
curirrte, hat dieſem Reeurs unterm 24. Junk 1870, Nr. 9047, Folge 
gegeben, „weil dem §. 40 der o. h. Dienſtbotenordnung für das 
flache Land nicht die Bedeutung eines unbedingten Verbotes der gee 
werbsmäßigen Dienſtbotenzubringung, fondern nur die Bedeutung des 
Verbotes der unbefugten Ausübung diefetz Gefchäftes beigelegt mer- 
den kann,“ und weil für Errichtung einer ſolchen Anſtalt in Hinblick 
auf den bedeutenden Fremdenbeſuch G'a genügender Bedarf vorhan⸗ 
den iſt. M. J. 


Das von einem Einzelnen nuf Mauthbefreinun fir eine beſtimmte Rate 
goric von Fuhren im Allgemeinen geſtellte Begehren ijt als eln im Nds 
miniftrativ-Mrorejje zulcſſiges Begehren anzuſehen, 


David S., Pächter der Domaine B., hat in Folge des von ihm 
angeführten Vrnftandes, daß die Berichtigung der in B. beſtehenden Ver 
zirksſtraßen⸗ und der flädtiſchen Pflaſtermauth von jenen Fuhren, welche 
aus den umliegenden Meierhöfen Getreide in den Schüttboden zu B. 
überführten, verlangt werde, unterm 20, November 1869 die Ente 
ſcheidung des Bezirkshauptmannes in der Richtung angeſucht, daß for 
wohl die Wirihſchafts⸗, als auch jene Fuhren, welche von den gepach⸗ 
teten Höfen Bodenproduete nach B. bringen, von der Bezirksſtraßen⸗ 
und der Pflaſtermauth frei zu fein haben. 

Diefe Entfcheidung wurde unterm 24. December v. J., 3. 7128, 
dahin gefällt, daß, nachdem dle Bewirthſchaftung der zur Domaine B. 
gehörigen Grundstücke von B. aus erfolgt, alle Wirthfchaftsfuhren, 
wozu auch die Fuhren zur Ueberführung des eigenen Baugutes und 
Gekreldes von dieſen Grundflücken zum eigenen Bedarfe gehören, am 
Mauthſchranken von B. mauthfrei jeien. Gegen die Entſcheidung wurde 
ſowohl von Seite des Gulspaͤchters als auch der Stadtgemeinde B. 
recurrirt. 

Statt über diefe Recurſe meritoriſch in zweiter Inſtanz zu ente 
scheiden, wurde mit dem Statthalterel-Erlaffe vom 11. Februar 1870, 
3. 1815, die Entſcheidung erſter Inſtanz in dem Anbetrachte, daß der 
Beſchwerde des S. ein conereter Fall niht zu Grunde lag, daß fie 
nur allgemein lautete und mit einer ebenfalls nur allgemein gehaltenen 
Entfcheidung ohne vorherige nähere Erhebung erlediget wurde, ledig⸗ 
lich behoben und dem Bezirkshauptmanue die neuerliche concrete Ent: 
ſcheidung, ſobald ſie durch beſtimmte Thatſachen bedingt werden wird, 
anheim geſtellt. 

Im Miniſterial⸗Recurſe gegen diefe Skalthalterei⸗Entſcheidung bat 
S. um eine beſtimmte meritoriſche Entſcheidung über fein Begehren. 

Das Miniſterjum des Innern trug darüber unterm 29. März 1870, 
3. 3975, der Stalthalterei auf, die gegen den bezirkshauptmannſchaft⸗ 


) 8. 40 lautet: Mer das Geſindezubringen als Geschäft betreibt, ijt 
mit einer angemeſſenen Strafe zu betegen." 

„Um jedoch die Unterbringung der Dienſtboten im Dionſte und die Auf⸗ 
findung dieuſtſuchender Perſonen zu erfeichlern, ift am Sibe bea Gemeinbeunt: 
ſtehers ein Regiſter zur Einſichk aufzulegen, in welchen die dienſtſuchenden 
Dienſtboten und die Dienſtherrren, die ſich um die Dienjtboten melden, eingetin- 
gell werden.“ 

(Dienſtbotenordnung für Ober⸗Oeſterr. mit Ausnahme der Landeshaupt 
ſtadt Linz., 
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lichen Erlaß gerichteten Recurſe des Gukspächters und der Stadtge⸗ 
meinde B. „mit Rückſicht auf den Umſtand, daß das auf angebliche 
Mauthobforderungen geſtützte Einſchreiten allerdings ein beſtimmtes 
coneretes Begehren enthalte, über welches eine inſtauzmäßige Entſchei⸗ 
dung erfolgen kann, und in Anbetracht deffen, daß auch die erſtinſtauz⸗ 
liche Entſcheidung nicht allgemeiner gehalten ift, als den Inhalt des 
Petita,” nach allfälliger genauerer Inftruirung der Verhandlung der 
inſtanzmäßigen meritoriſchen Erledigung zu unterziehen, fontit, ſoweit es 
fih um die in der Eingabe des Rerurrenten an die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft bezeichneten Fuhren handelte, entweder in der Suche ſelbſt meri- 
toriſch zu entſcheiden, oder doch jene Erhebungen und Ergänzungen 
vorläufig anzuordnen, welche, fei es zur Klarſtellung des Petits oder 
der fonft obwaltenden Umſtände, behufs des meritoriſchen Abſpruches 
noch nothwendig erſchienen. O. 


Perſonalieu 
nach dem amtlichen Theike der „Wiener Zeitung“. 


Se. Daieftät haben den galiziſchen Statthaltereiräthen Anton Mravin⸗ 
esies und Adolf Siranstg Edler v. Hellkron den Orden der eiſernen 
Krone dritter Claſſe verliehen. 

Sc. Majeftät Gabon dem mit der Leitung der Bazirkshauptmannſchaft in 
afou beſrauten Statkhaltereirathe Julius Mitter v. Bobomali und dem 
Peäfibenten:Stelfvertieter der galiziſchen GrundlaſtenAblöfungs- und Regulte 
rungs⸗Landescommiſſion Statthaltereirathe CEduarb Ritter von Podlews tr 
tazfrei den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen, 

Se. Majeſtät haben dem Director der meteorologiſchen Centralanſtalt 
Dr. Carl Jelinek den Titel und Charakter eines Sectionsrathes verliehen 
und geſtattet, bab derſelbe im Unterrichtsminiſterium in außerordentliche Ver: 
wendung genommen werbe, 

Se, Majeftät haben dem penſionirten Oberfinanzrathe Joſeſ Stulier 
auen bes Ordens ber eiſernen Krone dritter Claſſe den Riitterſtand 
verliehen, 

Se. Maſeſtät haben dem bisherſgen Sectionsrath und Referenten Carl 
Seblaczel zum Hofrathe und den Rechnungsrath Ferdinand Geiſinger, 
lehleren unzer Vorbehalt des Ranges für feine beiden Vordermänner, zun 
Hofſecretär des gemeinſamen oberſten Rechnungshofes ernannt. 

Se. Mojeftät haben dem Statthaltereicathe in Wien Ferbinand Fiſcher 
alè Ritter des Ordens der eiſernen Krone dritter Claſſe den Rilterſtand 
verliehen. 

Se. Mojeftät haben die Finanz⸗Bezirksdirectorsſtelte in Lemberg mit beim 
Titel und Charakter eines Oberfiuanzralhes dem bisherigen Gremtal⸗Oherfmanz⸗ 
rathe Anton Tittel verliehen, und den Finanzrath und Finanzbezirksbirector 
in Brody Michael Pokinsky zum Oberffnanzrathe lm Gremium der galizi⸗ 
schen Filanzkandesvirection ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Proſeetor an ber u. 6. Handesirrenanſtalt Dr. 
Theodor Meynert zum außerordentliche Profeſſor der Piychiatrie an ber 
Mlener Univerjttät ernannt. 

Se, Majeftät haben dem Kanzleioffleſal des Ackerbauminiſterlums Meran: 
der Gerber den Titel und Charakter eines Hilfsämter-Directionsadjuneken 
verliehen. 

Der Gultusinwifter hat den Gtatthaltereicneipiften Alois Khayl zum 
Miniſterialconcipiſten im Miniſſerium für Cultus und Unterricht ernannt. 

Der Miniter bes Innern hat die Polizen Obercommiſſäte der Wiener 
olizetdirectton Carl Lazzer, a Minter, 'Baleıtm Vento, Laurenz 
teinberger, Carl Broda, Joſef Dorninger, Prokop Pruda, Anton 

Meik, Ferd. etin und Joſef Roth zu Poltzeiräthen bei derſelben Polizei⸗ 
birection ernannt. > 

Der Miniſter des Innern hat zu Obercommiſſären bei der Wiener k. k. 
Polizeidirection erugunt: den mil Titel und Charakter eines Polizei⸗Oberkom⸗ 
mißhärs bekleideten Joſef Lezat, dann die Polizelcommſſſäre Andreas Berka, 
Alois Eherhartinger, Josef Richter, Carl Miſch i, Carl Profi, 
go Zamadil, Anton Gabriel, Wilhelm Kölle, Alexander Vid ih, 

ubmig Wyfokonevls ky, Joel Kudelka, Fran Steyskal und Carl 
Breitenfelb. 

Se, Maſeſtät haben geſtattet, daß der Bezirkshauptmann Jofef K v ieg et 
fein Ritter v. Steinſeld in Gabel das Ritterkrouz des päpſtlichen St. 
Gregor⸗Ordens fan e und tragen dürfe. 

Se. Majeſtät haben dent mit Titel und Charakter eines Statthalter 
rathes bekleideten Bezirkshauptmanne Alexius von Altlmayr eine bei der 
Statthalterei in Innsbruck erledigte Statihaltereivathäftelle zweiter Claſſe ner: 
Helen. 

Der Minifter des Junern hat den Beziekshauptmann zweiter Claſſe Franz 
v.Negri zum ezirkshauplmanne erſter Claie und den Bezirkscommiſſär Franz 
Ebner zum Bezirkahauptmanne zweiter Glaſſe für Tirol und Borarlberg ernannt. 

Se. Maſeſtät haben dem Ingenieur Frauz Wilt den Titel und Charat: 
ter eines Oberingenieurs verliehen. 

Se. Majeftät Haben dem mit der Leitung der Bezirkshauptmannſchaft in 
Parenzo betrauten Gtalthaltereitathe Heinrich Edlen von Elejius den Orden 
der eiſernen Krone dritter Claie tarfiei verliehen. 

Se. Majeſtäkt haben den Primararzt Dr Karl Böhm zum Director der 
Krankeuanſtalt „Rudolfſtiftung“ in Wien ernannt. 

Der Minister des Innern hat den Ingenieur Franz Schechant zum 
Oberingenſcur und den Bauadjullcken Josef Peter zum Ingenieur im Mini- 
flerium des Innern ernannt. 


Erledigungen 
aus dent Wıntöblatte bet Wiener Zeitung '. 


Concepts practikantenſtellen beim Magistrate der Reichshaupt⸗ und Mefi- 
denzſtadt Wien nit einem Mbjutum von jähtric, 400 fl. BEN h Tage 15 
Beeldigung. (Nuntsblatt Nr. 152.) 

Bberingenieursſlele mË 1500 fl. jährlich eventuell 1900 fla; Ingenieurs 
felle mit 1100 fl. eventuell 1000 fl. aber aventuell auch mehren Bauadjune: 
tenftellen mit 800 fl. besiehungsmeife 700 fl. und mehrere Baupracllkanten⸗ 
ſtellen mit dem Mopıtum jährlich 400 fl, für Galizien. (Amtsblatt Nr. 152) 

Botenfahcnofl zweite tägliche zwiſchen uobersborf und Hainfeld, Cret: 
tung gegen Dieuſtverkrag und Caulionsfeltung von Seite der Unternehmung. 
Anıtsblatt Nr. 154.) 

P Kacheln in Friedland ee eine mit 1800 fl 
eventuell 1600 fl. die audere mit 16000 fl. Gehalt jährlich bis 14. Juli l. J. 
(Amtsblatt Nr. 153.) eee pina 

Gectetärsjtelle bei ber in Czernowitz creitten k. k. Direction für die Guter 
bes Bukowiner griechiſch⸗orlenkaliſchen Meligionsfondes mit 1400 fl. Gehalt 
und Coneipiſtenſtelle mit 1000 fl. 5. W. Gehalt bis 10. Auguſt l. J. (Amts⸗ 
blalt 95 156.) 

onceplönbjunctenitelle im Küſtenlande mit 400 fl. Gehalt bis Ende 
Juli l. J. (Amtsblatt Nr. 156.) ia 

Bezirkäferretäräftelle in Lellomiſchl 700 fl. jährlich eventuell 600 fl. bis 
18. Juli I. J. (Mnteblatt Nr. 157.) 

wel Afftentenftellen am kechniſchen Inſlltute in Brünn 400 fl. b W. 
Gehalt bis 10, August L J (Anlblatl Mr. 157) 

Finanz ſekretärsſtelle bei der Finanzlandesbirection in Wien, achte Diäten: 
claſſe, 1400 . Gehalt und Quartieigelo 200 fl. bi Ende Juli l. J. (Amts. 
blatt Ne 151.) 

Secundaxarztesſtelle für einen Med, Dr. in ber Lanbesicrenanflalt au 

bbs 500 fl. Gehalt, Naturalwohnung uud Vertöjtigung nach ber höheren 
Serefiegnelatie bis Moe Juli l. J n 167 
Wet „ ju mwahr 


800 fl. und eventuell eine Concepts: 
alete telle 400 l MAiA bis letzten Juli 1 J. (Amtblatt 157) 
. Yiakehssepaf.n am deulſchen polytehnijchen Laudesinſtitute in 
Prag; 100 f. iemuneration ; Honorar wird vom Lehrkörper beftinmt bis G 
September 1. J. (Amtsblatt Nr. 188.) 

Padfectenſtillen in Leonun in Wien; neunte Dlätenclaſſe 850 fl. 
è W. Gehalt (500 fl. baar A fl. für Naturalbegüge) bis Bi. Juli I. F. 
(Amtsblatt Nr. 158.) 


inde 


BEF Goeden wurde ausgegeben: Heft 1 der 
neuen revidirten Volksnusgabe 


von 


Zıhlassers Weltgeschichte 


für das deutſche Volk. 


y Diefe neue WAF bis auf die Gegenwaet fortgeführte ug Ausgabe 
erſcheint in circa 90 Lieferungen à 32 kr., alle 14 Tage eine Lieferung. 

Mir glauben erwarten zu vürfen, daß verntöge dieſer neten billigen 
Volksausgabe das hochwichtige claſſiſche Rativuglwerk, gak bem Wusfpeud 
eines bekannten Gijtovifers „dle einzige Weltgeſchichte, melde mit gutem 
EN ER empfohlen werden kaun,“ in den mieitefte Kreiſen heimiſch mer: 
en wird. 

Beitellungen erben angenommen und umgehend ausgeführt (das erſte 
Heft zur Einsicht auf Verlangen franco) in der Hauplerpebition für die öſter⸗ 
reichiſch-ungariſche Monarchie, Buchhandlung von 


Moritz Perles in Wien, 
Stadt, Spiegelgaſfe Nr. 17. 


Die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 
Spiegelgaſſe Nr. 17, empfiehlt ihr Lager von Werken aus 
allen Wissenschaften, übernimmt Pränumeratlanen auf 
alle Journale und Lieferungswerke des Jn- und Aus- 
landes und beſorgt Nicht-Varräthlges umgehend. 

Iich richte mein Hauptaugenmerk auf die Beſorgung von 
Rechts- und Staatswissenschaftlicher Literatur und 
bitte mich mit Ihren Aufträgen zu beehren. 


Moritz Perles, 


Buchhandlung in Wien, Spiegelgaſſe Nr. 17. 


Hochachtungsvoll 


Druck von A. Pichlers Witwe & Sohn in Wien. 


Verlag von Moritz Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe 17. 


